
IVstützen in unserem Fall das Ergebnis der Wortdeu­
tung: Unantastbarkeit im Sinne des auf dem Befehl 
Nr. 64 basierenden Prinzips bedeutet das Verbot jeder 
r e g e l w i d r i g e n  — und das ist im allgemeinen iden­
tisch mit planwidrigen11 — Beeinträchtigung des Volks­
eigentums. Den Hauptfall einer solchen Beeinträch­
tigung nennt der Befehl Nr. 64 ausdrücklich: die Repri­
vatisierung sozialistischer Betriebe. Der oben erwähnte 
Gegensatz, auf welchen in der Frage der Zulässigkeit 
oder Unzulässigkeit der Aufgabe von Volkseigentum 
abzustellen ist, ist nicht der Gegensatz zwischen der 
Verfügung über Umlaufvermögen und der über Anlage­
vermögen, sondern der Gegensatz zwischen der mit 
Gesetz und Plan übereinstimmenden, der regelent­
sprechenden Verfügung und der durch Gesetz oder 
Plan nicht gebotenen oder gerechtfertigten, regel­
widrigen Verfügung. Normalerweise — und darauf 
dürfte die falsche Gegenüberstellung zurückzuführen 
sein — decken sich beide Gruppen von Gegensätzen, 
aber keineswegs immer: ebenso wie die Verfügung 
über Anlagevermögen durchaus „regelentsprechend“, 
also zulässig sein kann, ist unter Umständen die Ver­
fügung über Umlaufvermögen, insbesondere über 
Gegenstände des Warenfonds, regelwidrig, d. h. unzu­
lässig.

Mit dieser Analyse des Begriffs „Unantastbarkeit“ ist 
eine wichtige Einsicht in eine Wesensseite des sozia­
listischen Eigentums gewonnen, nämlich seine strenge 
Z w e c k g e b u n d e n h e i t .  Der kapitalistische Eigen­
tümer kann mit seinem Eigentum „nach Belieben ver­
fahren“ (§ 903 BGB), er kann es in den Strumpf 
stecken oder profittragend anlegen — die Träger des 
sozialistischen Eigentums haben diese Wahlfreiheit 
nicht (und auch hier zeigt es sich, in wie grundsätz­
lichen Fragen die Normen des BGB auf das sozialisti­
sche Eigentum nicht “passen“). Der einzige Zweck, dem 
das sozialistische Eigentum zu dienen hat und der sein 
Wesen bestimmt, ist — im weitesten Sinne — der Auf­
bau des Sozialismus und Kommunismus; Zwecke, die 
mit diesem nicht vereinbart werden können, sind ihm 
verboten und, juristisch gesehen, ungesetzlich. Das 
Mittel aber, dessen sich die Gesellschaft bedient, um 
das sozialistische Eigentum auf diesen einzigen Zweck 
auszurichten und seinen Bestand zur Erfüllung dieses 
Zwecks zu schützen, ist vor allem der Plan. Die Plan­
mäßigkeit oder Planwidrigkeit einer Einwirkung auf 
sozialistisches Eigentum ist der Prüfstein dafür, ob diese 
Einwirkung dem Wesen des sozialistischen Eigentums 
entspricht oder widerspricht. Ist die Einwirkung — 
gleichgültig, wodurch oder von wem sie hervorgerufen 
wird — in diesem Sinne „wesensfremd“, so ist sie un­
zulässig: eine darauf gerichtete Verfügung ist unwirk­
sam, eine darauf gerichtete frühere Norm nicht einmal 
entsprechend anwendbar.

Damit ist die Frage, um die es hier geht, die Frage 
nach der Behandlung der Fälle des ungewollten Ver- 
lusts des Eigentumsrechts, im Grunde schon beant­
wortet. Ein sich gegen den Willen des Rechtsträgers 
vollziehender Vorgang, der zum Verlust des Eigen­
tumsrechts an irgendwelchen Vermögensgegenständen 
führt, kann unmöglich planmäßig sein; er ist im Gegen­
teil stets geeignet, die Planerfüllung in irgendeinem 
Punkt zu beeinträchtigen oder zu erschweren, minde­
stens zu einem ungeplanten Substanzverlust zu führen. 
Für alle Fälle außer dem streitigen, d. h. also für den 
Fall der planlosen Zwangsvollstreckung in irgend­
welche volkseigenen Vermögenswerte, den Fall der Er­
sitzung, der Verbindung oder Vermischung, der Ver­
arbeitung oder Umbildung und den Fall des Fund­
erwerbs, wird auch tatsächlich das BGB-Eigentums- 
recht insoweit für unanwendbar gehalten; jedenfalls 
ist mir nicht bekannt, daß sich gegen diese Auffassung 
des Grundrisses „Sachenrecht“12 irgendeine Einwen­
dung erhoben hätte, obwohl man gegen sie ebensogut 
wie im Falle des gutgläubigen Erwerbs eines Nicht­
berechtigten mit dem Argument der Verkehrssicher­
heit operieren könnte; ausschließlich in diesem letzten 
Fall wird die Anwendung des BGB inkonsequenter­
weise gefordert.

u Ebenso Such, Staat und Recht 1952 S. 79; Dornberger in 
Zivilrecht der DDR (Sachenrecht), Berlin 1956, S. 71.

12 vgl. Zivilrecht der DDR (Sachenrecht) S. 71, 121, 127, 130.

Die Zulassung des gutgläubigen Erwerbs des Eigen­
tumsrechts vom Nichtberechtigten ist in doppelter Hin­
sicht regelwidrig. Soweit man sie gegenüber dem sozia­
listischen Eigentümer befürwortet, ist die verletzte 
Regel der Plan und die gesamte Zweckbestimmung des 
sozialistischen Eigentums. Unabhängig davon und auch 
das kapitalistische Eigentum betreffend verletzt sie die 
Regel, daß niemand mehr Rechte übertragen kann als 
er selbst besitzt. Es handelt sich bei diesem Institut 
also schon im bürgerlichen Recht um eine A u s n a h ­
m e r e g e l u n g .  Daß dieser seltsamen — weil zu dem 
starken Schutz des kapitalistischen Eigentums so Wenig 
passenden — Ausnahme zwingende ökonomische Ge­
setzlichkeiten der kapitalistischen Ordnung zugrunde 
liegen, welche diese sind und daß mit dem üblichen 
Hinweis auf die Sicherheit des Rechtsverkehrs nur eine 
Vordergrunderscheinung genannt wird, hat bereits 
D o r n b e r g e r 1 3  gezeigt.

Daß und warum wir nicht etwa vom Standpunkt der 
sozialistischen Gesetzlichkeit aus gezwungen sind, diese 
Ausnahmeregelung, deren ökonomische Grundlage nicht 
mehr existiert, entsprechend auf sozialistisches Eigen­
tum anzuwenden, ist dargelegt worden. Aber gibt es 
vielleicht, vom rechtspolitischen Aspekt, dringende 
Gründe — und sie müßten, da der Schutz des sozia­
listischen Eigentums in Frage steht, überaus schwer­
wiegend sein —, die diese Anwendung dennoch wün­
schenswert machen könnten? Es werden zwei solcher 
Gründe genannt14: die Verpflichtung zum „Schutz der 
Rechte der Bürger“ und die mehrfach erwähnte Rück­
sichtnahme auf die Rechtssicherheit. Diese beiden Kom­
plexe sind insofern miteinander verknüpft, als ihre 
richtige oder falsche Behandlung bedeutenden Einfluß 
auf das Maß des Vertrauens besitzt, das die Bürger dem 
sozialistischen Staat und seiner Rechtsprechung ent­
gegenbringen; beide erfordern eine ernsthafte Würdi­
gung.

1. Das erste Argument wirft zunächst die Frage auf, 
um welches Recht des betroffenen Bürgers es sich 
eigentlich handelt, zu dessen Schutz aufgerufen wird. 
Denn wenn ein bestimmtes subjektives Recht geschützt 
werden soll, muß doch erst einmal feststeihen, daß ein 
solches existiert, und gerade das ist ja die Streitfrage. 
Will man in unserem Fall nachweisen, daß der gut­
gläubige Dritte das Eigentumsrecht erworben habe 
oder daß diese Rechtsfolge jedensfalls erwünscht sei, 
so kann man es sicherlich nicht mit dem Argument 
tun, daß die Rechte der Bürger geschützt werden 
müssen.

Aber sehen wir von diesem Einwand ab und unter­
stellen wir, daß in Wirklichkeit der Schutz der I n t e r ­
e s s e n  der Bürger schlechthin gemeint ist. Sehen wir 
auch von der bereits von K l e i n e 1 5  kritisierten Prin­
zipienwidrigkeit ab, daß mit jener Forderung der 
Schutz des Einzelinteresses höher gestellt wird als der 
Schutz des Volkseigentums, und untersuchen wir daher 
die Frage an Hand einer Sachlage, bei der dem Erwer­
ber nur ein gleichartiges Rechtssubjekt, also ein ande­
rer Bürger gegenübersteht, wie es § 932 BGB im Auge 
hat. Hier wird unmittelbar klar, daß mit dem Argu­
ment des notwendigen Schutzes der Rechte der Bürger 
gerade in diesem Fall nicht gearbeitet werden kann, 
weil sich sofort die Frage erhebt, welcher der beiden 
beteiligten Bürger die schutzwürdigeren Rechte oder 
Interessen besitzt — derjenige, dem eine Sache unter­
schlagen worden ist, oder derjenige, der die Sache dem 
Defraudanten gutgläubig abgekauft hat. Gerade darin 
liegt ja die Eigenart unseres Falles, daß hier stets auf 
beiden Seiten eine berechtigtes und schutzwürdiges 
Interesse vorliegt, daß sich diese Interessen unverein­
bar gegenüberstehen und daher jede der beiden denk­
baren Konfliktlösungen notwendigerweise dazu führt, 
der einen Seite den Schutz ihrer berechtigten Interessen 
zu versagen. Es ist also offensichtlich, daß sich aus dem 
Hinweis auf den Schutzanspruch des Staatsbürgers 
weder für noch wider eine bestimmte Lösung der 
Streitfrage etwas herleiten läßt. Und wenn das schon 
im Verhältnis Bürger—Bürger der Fall ist, so muß es,

13 NJ 1953 S. 233 ff.; vgl. auch Zivilrecht der DDR (Sachen­
recht), S. 109 f.

14 vgl. Gähler, a. a. O.; Liecke, a. a. O.; KG, a. a. O.
15 NJ 1957 S. 329.
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